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Erläuternder Bericht zu einem Bundesgesetz über die inter-
nationale Quellenbesteuerung 
 

 
Übersicht 

Der Bundesrat hat sich in seinem Bericht zu den strategischen Stossrichtungen für die 
Finanzmarktpolitik der Schweiz vom 16. Dezember 2009 für eine Weissgeldstrategie 
ausgesprochen. Diese soll mittels Einführung einer Abgeltungssteuer sowie weiterer 
Massnahmen umgesetzt werden, welche dazu dienen, die Steuerehrlichkeit von Bank-
kunden zu fördern und damit verbundene Rechtsrisiken zu verringern. Zu diesem 
Zweck hat das EFD mit dem Vereinigten Königreich und Deutschland im Herbst 2011 
Abkommen über die Zusammenarbeit im Steuerbereich unterzeichnet.  

Die beiden Abkommen sehen im Grundsatz vor, dass Personen mit Wohnsitz im Part-
nerstaat ihre bestehenden Bankbeziehungen in der Schweiz steuerlich regularisieren 
können, indem sie entweder eine Einmalzahlung leisten oder einer Offenlegung zu-
stimmen. Kapitaleinkünfte, welche Personen mit Wohnsitz in einem der Partnerstaaten 
auf Konten oder Depots bei Banken in der Schweiz erzielen, unterliegen künftig einer 
Abgeltungssteuer, welche die Schweiz an die Partnerstaaten weiterleitet.  

Zur Sicherung des Abkommenszwecks sehen die Verträge ein Instrument vor, das die 
missbräuchliche Inanspruchnahme des Systems der Abgeltungssteuer verhindern soll. 
Die ESTV erteilt den Steuerbehörden des Partnerstaates im Rahmen der in den Ab-
kommen festgelegten Voraussetzungen Auskünfte über die Existenz von Konto- oder 
Depotverbindungen einer betroffenen Person in der Schweiz.  

Die schweizerischen Zahlstellen sind verpflichtet, kurz nach Inkrafttreten des jeweili-
gen Abkommens eine Vorauszahlung an die Partnerstaaten zu leisten. Zweck dieser 
Vorauszahlung ist es, den schweizerischen Zahlstellen einen Anreiz für die korrekte 
Umsetzung der Abkommen zu setzen. 

Schliesslich sehen die Abkommen vor, dass dem Partnerstaat Hinweise übermittelt 
werden, wohin die Kunden, die ihre schweizerische Bankbeziehung nach der Abkom-
mensunterzeichnung aufgelöst haben, ihre Vermögenswerte transferiert haben.  

Die Abkommen sind direkt anwendbar und enthalten teilweise detaillierte Bestimmun-
gen. Dennoch macht der Abschluss der Abkommen mit Deutschland und dem Vereinig-
ten Königreich den Erlass eines flankierenden Bundesgesetzes notwendig. Das Bun-
desgesetz zu den Abkommen über die Zusammenarbeit im Steuerbereich 
(Steuerzusammenarbeitsgesetz; StZuG) enthält Bestimmungen über die Organisation, 
das Verfahren, die Rechtswege und die anwendbaren Strafbestimmungen. Die wesent-
lichen Bestimmungen des StZuG werden im nachfolgenden Bericht erläutert. 
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1. Grundzüge 

1.1 Ausgangslage 

Der Bundesrat hat sich in seinem Bericht zu den strategischen Stossrichtungen für die 
Finanzmarktpolitik der Schweiz vom 16. Dezember 2009 für eine Weissgeldstrategie 
ausgesprochen. Er hat seine Position, wonach sich der Finanzplatz auf die Verwaltung 
versteuerter Vermögen konzentrieren soll, am 24. Februar 2010 bestätigt. Die Weiss-
geldstrategie des Bundesrates soll im Rahmen bilateraler Verhandlungen und unter 
Einhaltung bestimmter Voraussetzungen (steuerliche Regularisierung von undeklarier-
ten Konten in der Schweiz, welche im Partnerstaat steuerpflichtige Personen halten, 
verbesserter Marktzugang im Partnerstaat für die Erbringung von Finanzdienstleistun-
gen aus der Schweiz, Schutz der Privatsphäre des Bankkunden) mittels Ausbau der 
bestehenden grenzüberschreitenden Zusammenarbeit umgesetzt werden. Im Vorder-
grund steht die Einführung einer Abgeltungssteuer im Verkehr mit wichtigen Nachbar-
ländern sowie die Einführung weiterer Massnahmen, um die Steuerehrlichkeit von 
Bankkunden zu fördern und damit verbundene Rechtsrisiken zu verringern.  
Vor diesem Hintergrund waren in Sondierungsgesprächen mit dem Vereinigten König-
reich und Deutschland konkrete Lösungen diskutiert und die Resultate dieser Gesprä-
che in einem Eckwertepapier festgehalten worden. Ende Oktober 2010 konnte mit 
beiden Staaten je eine gemeinsame Erklärung zur Aufnahme von Verhandlungen 
unterzeichnet werden. 
Mit Beschluss vom 22. Dezember 2010 verabschiedete der Bundesrat die Verhand-
lungsmandate. Diese basieren auf den im Rahmen der Sondierungsgespräche erzielten 
Resultate und legen unter Berücksichtigung der Konsultationen der parlamentarischen 
Kommissionen und der Kantone die Eckwerte für die Verhandlungen mit den beiden 
Ländern fest. 


